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D I E  G R U N D V E R S O R G U N G  B R A U C H T  Q U A L I F I Z I E R T E  K O L L E G I N N E N  U N D  K O L L E G E N

Zulassung ist nicht gleich Zulassung…
Kaum in Kraft, zeigen sich bereits die Schwierigkeiten mit der neuen Zulassung: Zum einen wurden die Kolleginnen
und Kollegen vergessen, die schon lange in der Schweiz arbeiten, da bräuchte es eine Übergangsbestimmung. Zum
anderen ist es mit der aktuellen Fassung nicht möglich, Ärztinnen in den Praxen auf ihre selbständige Arbeit in un-
serem Gesundheitswesen vorzubereiten, hier bräuchte es eine Anpassung im Gesetz.

Der Bund und vor allem die Kantone
sind die Gralshüter des Gesundheits-
wesens. Ihnen obliegt, die Gesund-
heitsversorgung der Bevölkerung si-
cherzustellen, zu kontrollieren, zu
überwachen und zu schauen, dass sie
nicht ins Kraut schiesst. Ein Faktor,
der dabei eine Rolle spielt, ist die
Menge an Ärztinnen, die zum einen in
den Spitälern, zum anderen in der
freien Praxis arbeiten.

Mit dem neuen KVG entstanden in
den 90ern Bedenken, dass wegen der
attraktiven Arbeitsbedingungen in der
Schweiz und des hohen Einkommens
(damals!) der Ärzte zu viele eine Pra-
xis eröffnen. Zudem schürten die bila-
teralen Verträge, die die gegenseitige

Anerkennung der Ausbildungen be-
inhalten, grosse Ängste, dass die
Schweiz mit Ärztinnen nur so über-
schwemmt wird. Als Folge davon
wurde rasch ein Zulassungsstopp ein-
geführt, für drei Jahre durfte eigentlich
niemand mehr eine Praxis eröffnen.
Eigentlich, weil dies die Kantone nicht
einheitlich gehandhabt haben und es
dadurch zu starken regionalen Diffe-
renzen gekommen ist. Dadurch, dass
deutlich mehr Spezialisten als Grund-
versorger eröffnen konnten, stiegen
deren Leistungen und die dadurch
verursachten Kosten markant. Es folg-
ten ein dringliches Bundesgesetz,
Diskussionen im Parlament, bis die
nationalrätliche Gesundheitskommis-
sion die Ausarbeitung gesetzlicher

Grundlagen zur Steuerung verlangt
hat. Der Auftrag: eine europakonfor-
me Anpassung des KVG, das eine
Steuerung möglich macht, und die Zu-
lassung zur OKP regelt. In den Dis-
kussionen wurden auch differenzierte
Tarife und die Aufhebung des Kontra-
hierungszwangs erwogen, aber als
nicht opportun und nicht konsensfä-
hig wieder verworfen.

Seit dem 1.1.2022 ist nun das neue
Gesetz in Kraft. Um die EU nicht zu
verärgern, bekommt jede Ärztin, die
einen entsprechenden Facharzttitel im
Ausland erlangt hat, eine Berufsaus-
übungsbewilligung. Damit sind die bi-
lateralen Verträge respektiert. Die Ein-
schränkung: Um Leistungen zu Han-
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den der OKP abrechnen zu dürfen,
müssen zusätzliche Bedingungen er-
füllt werden. Zum einen ist ein An-
schluss an EPD, ans elektronische Pa-
tientendossier, obligatorisch. Zum
zweiten muss man sicherstellen kön-
nen, dass ein Qualitätsmanagement
vorhanden ist, das die Erreichung der
gesetzlichen Vorgaben erlaubt. Drit-
tens muss man die Sprache beherr-
schen.

Und nun kommt der Knackpunkt:
Viertens muss man drei Jahre an einer
anerkannten Weiterbildungsstätte der
Fachrichtung gearbeitet haben. Dieser
Punkt soll sicherstellen, dass die Ei-
genheiten und Usanzen unseres Ge-
sundheitssystems erlernt werden
können, aber ebenso, dass die Kolle-
ginnen aus dem Ausland auch fach-
lich eine hohe Qualität in ihrer Arbeit
erreichen können. An zwei Dinge
wurde bei der Erarbeitung nicht ge-
dacht: dass in vielen Fachrichtungen
ein Mangel an Ärztinnen besteht, dass
deshalb Ausnahmen möglich sein
sollten. Dies wird durch einen Antrag
der SGK-N jetzt diskutiert. Vergessen
hat man auch die Kolleginnen, die
schon über viele Jahre in der Schweiz
arbeiten, aber nicht an einer aner-
kannten Weiterbildungsstätte. Für
diese Kategorie würde eine Über-
gangslösung Sinn machen. Und dann
sollten die Praxen nicht gegenüber
den Spitälern benachteiligt werden
und sollten die Möglichkeit haben,
Kolleginnen für diese drei Jahre anzu-
stellen. Durch den Passus in Art. 37 2
KVG (Die Einrichtungen nach Artikel
35 Absatz 2 Buchstabe n werden nur
zugelassen, wenn die dort tätigen
Ärzte und Ärztinnen die Vorausset-
zungen nach Absatz 1 erfüllen) wird
verunmöglicht, dass eine Gruppenpra-
xis einen Arzt aus dem Ausland an-
stellt, der seine drei Jahre dort absol-
viert und danach in die Praxis gehen
kann. Ein Spital kann diese Kollegin
hingegen problemlos anstellen.

Das Ziel muss sein, dass qualifizierte

Kolleginnen alleinverantwortlich in die
Grundversorgung eingegliedert wer-
den können. Dazu braucht es wie
oben erwähnt Übergangslösungen,
vernünftige Ausnahmen und eine An-
passung im KVG. Die sollte möglichst
rasch erfolgen.

Übrigens: Die Höchstzahlen, die die
Kantone festlegen könnten, als weite-
rer Teil der Zulassung, sind damit
noch nicht behandelt. Dabei ist es mfe
wichtig, dass neben den Höchstzah-
len auch ein Auge auf die Versor-
gungssicherheit geworfen wird. Min-
destzahlen würden aber bedeuten,
dass sich die Kantone bemühen
müssten, Leistungserbringer zu fin-
den…

Philippe Luchsinger
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